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rung der Verfassung."80 Der Staatsgerichtshof scheidet aber zugleich 
auch die mit der Verfassung nicht vereinbaren Auslegungsalternativen 
aus. Dieses Vorgehen kommt in ihrer faktischen Wirkung einer teilwei­
sen Aufhebung eines Gesetzes gleich.81 

III. Verwandte und andere Auslegungsmethoden 

Die verfassungskonforme Auslegung wird auch mit der Integrations­
funktion des Staatsgerichtshofes in Verbindung gebracht.82 Sie erscheint 
gelegentlich in der Form der "harmonisierenden" Auslegung der Verfas­
sung. So heisst es im Beschluss des Staatsgerichtshofes vom 1. Dezember 
1982,83 dass der Gleichheitsgrundsatz von Art. 31 der Verfassung und 
die Gewährleistung staatsbürgerlicher Rechte gemäss Art. 29 der Verfas­
sung nicht absolut zu verstehen seien. Vielmehr müsse die Verfassung 
"als Ganzes" ausgelegt werden, und die verschiedenen Bestimmungen 
der Verfassung seien so zu deuten, dass sie möglichst miteinander zu 
"harmonisieren" seien.84 Es kann auch eine analoge Gesetzesanwendung 
im Sinn einer verfassungskonformen Auslegung geboten sein.85 Der 
Staatsgerichtshof praktiziert auch häufig die rechtsvergleichende Ausle­
gungsmethode.86 Dies erklärt sich aus dem naheliegenden Grund, dass 
zufolge staatsvertraglicher oder faktischer Übernahme schweizerisches 
oder österreichisches Recht in die liechtensteinische Rechtsordnung 
Eingang findet.87 
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